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r Landgericht Krefeld

IM NAMEN DES VOLKES

' Urteil

ln dem Rechlsstreit

der Hermes DireK GmbH i.L., verireten durch den Liquidator Jürgen Wolff,
Flughafenstr. 61, 53842 Troisdorf,

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Beiten Burkhardt,
Cecilienallee 7, 40474 Düsseldorf ,

g e g e n

t-,vertreten durch

Vermndet am : 12.10201 6

Martens, Justizbeschäft igte

Als Urkundsbeamter der
Geschäfrsstelle

Klägerin,

ul-

I

Prozessbevollmächtigte:

hat die '1. Kammer für Handelssachen des Landgerichts Krefeld

im schriftlichen Verfahren gemäß S 128 Abs.2zPo

durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht Büchler

am 12.10.2016

gemäß S 349 Abs. 3 ZPO

Beklagte,

Rechtsanwälte Widder + Lichtenberger, M '1 ,
10, 68161 Mannheim,
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t)| B€$agte wird verurteilt, an die Klägerin 5.264,40 € nebst Zinsen in
Flöhe von 9 ProzenFunKen über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem
07.10.2014an zahlen.

Die Beklagte wird weiterhin verurteilt, an die Klägerin vorgerichüiche
Mahnkosten in Höhe von 40,00 € zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits hägt die Beklagte,

Das Urtell ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von .110 oÄ des zu
vollstreckenden Bettages vorläuf ig vollstreckbar.

Streitwert: 5.264,40 €

Die Klägerin vermietet Monteurwohnungen an Unternehmen, die Bedarf an
vorübergehender Überlassung möblierter Wohnungen an ihre Arbeitnehmer haben.
Die Beklagle hat im Zeitraum von April bls September 2014 bei der Klägerin
verschiedene Wohnungen in Krefeld für ihre Mitarbeiter angemietet. Zunächst
mietefe sie Unterk[lnfte in der Gerberslraße in Krefeld für 7 personen vom 07.07. bis
'18.082014 zu einem Vorzugspreis von 12,00 € pro lvann und Nacht bei pünKlicher
Zahlung. Das lvlietverhältnis wurde zwischen den parteien abgewickelt.

Mit Vedrag vom 24.A7.2014 mietete die Beklagte Unterkünfle für weitere .12

Personen vom 28.07. bis 31.08.2014 in verschiedenen Unterkünnen in Keteld.
Vereinbart war statt des Normalpreises von 40,00 € bei pünKlicher Zahlur€ ein
Betrag von 12,00 € pro Nacht und Person. Auch dies€s Midve,hältnb yyurqe

S. {,,15
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atEa (b ttrh r|.läe de t naerh'|t fr de 12 personen bis zum Abend(boae

dle Beklagte zu verudeilen, an sie 5.264,40 € nebst Zinsen in Höhe von g
ProzentpunKen i]ber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 07.10.20f4
zu zahlen;

die Beklagte zu verurtejlen, an sie vorgerichfliche lrahnkosten in Höhe von
40,00 € zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

S . 5 / 1 5

De rcag:nn bef.S€f, hre AGB seien in den Vertrag einbezogen worden, da sie
ad d6€ ir den BedetigungRschreiben hingewiesen habe. In der vor dem Begrnn
d€r Lqddtbn gerenden version sei geregert, dass der Auszug bis 11:oo tJnr zu
ertolgen habe und fur jeden weiteren Tag ein Summe von 40,00 € pro Tag unq
Person zuzüglid 7 % Mehrwertsteuer berechnet werde.

Die Klägerin behauptet, dje Bektagte habe die Wohnung für die Unterbringung der 7
Peßonen über den .18.08.2016 hinaus
zahrung - so unstreitjg - sei nicht erforg: 

zum Abend des 04 09 2014 genutzt Eine

Mit ihrer Krage begehrt sie den Ausgreich ihrer Rechnung vom 26.09.2014, die sich
tiber die Nutzung von sieben personen ab dem 24.08.2014 bis zum 05.09.2014,ilr
30 € pro l\,ilann und Nachl und ftir zwölf personen ab dem 31.0g.2014 bis 5.09.2014
zu je 40 € pro tvlann und Nacht, gesamt brutto 5264,40 € verhält.

Sie beantragt,

die Klage abzuweisen.
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s' barEd4 €s 8d ei* verqaE€fungsoflion zu greichen Konditionen vereinbad
fofitn. lon der s.e fur die Woinung ftir 12 personen bis zum Abend des
0l.09.2014 Geöraucü gemacht habe. Trotz Aufforderung zu einer
Redrnungskorreldur sd eine korigierte Rechnung _ unstreitig _ nlcht ;rstellt worden
so dass ihrerAnsid nach ein MieEinsanspruch der Klägerin nicht fälljg sei.

Wegen des übrigen Sach- und Streitstandes wird auf die Schrifrsätze der parreren
nebst Anlagen verwiesen.

s. 6/15

Die zulässige Klage der Klägerin hat in sachlicher Hinsicht in vollem Umfange Erfotg.
lhr steht der gelend gemachte Anspruch aus S 535 Abs. 2 bzw aus S 546 a BcB zu.

' t .

Für die Unterbdngung der 12 personen jn der Zeit vom
des 04.09.2014 schuldet die Beklagte einen lvlietzins in
Nacht und Person.

31.08.2014 bis zum Abend
Höhe von 40,00 € netto pro

Unstreitig zwischen den padeien ist, dass die Beklagte die Wohnung erst am Abend
des 04.09.2014 herausgegeben hat. Insofern schuldet sie für diese Tage MieErns,
wobei der 04.09.2014 mitzurechnen ist, da die Rückgabe erst am Abend und somit
nicht - den üblichen cepflogenheiten bei täglicher Abrechnung entsprechend _ am
Vormittag zurückgegeben wurde. Die Bestimmung der Leistungszeit ist _ da mangels
Einbezjehung der AGB der Klägerin mangels Aushändigung im internationalen
Verkehr - keine partejvereinbarung vorliegt, gemäß S 221 Abs. I BGB vorzunehmen.
Diese führt nach den Umständen wegen det erkennbaren Notwendigkeit, ore
Räumlichkeiten für einen Nachfolger vorzuberejten, zur Rückgabepflicht im Veiaui
des Vormittags, da eine tägliche Vermietung möglich ist ( vgt. Streyt in Schmjdt _
Futterer, Mietrecht, 12. Aufl, S 546 BGB, Rnr. 43 ).
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Darüber hinaus kann die Kägerin mit Erfolg gemäß S S3S Abs. 2 bzw. S 546 a BGB
von der Beklagten den geltend gemachten Betrag für die von 7 personen oenuEe
Wohnung in Krefeld verlangen.

Soweit die Beklagte gegenüber diesem Anspruch geltend macht, sie habe dte
Wohnung in Krefeld über den 18.07.2014 hinaus nicht mehr genuta, bleibr sre
insoweit beweisfällig. Für dje rechtzeitjge Räumung der gemjeteten Wohnung ist der
Mieter beweisbelastet (vgl. nur Streyl a.a.O., S 546 a, Rdnr. 106 m.w.N.). thr
Voöringen hinsichtlich der Rückgabe jst zum einen bereits unsubstantiied, da sre

S.  ? /15

5

h lür (b Et-üerfln preisE e.du s-h aus den zwischen den paneten
tl.ülrst V.'lrürr|gen. Oabei kann dahingestellt bteiben, ob der Beklagten eine
v!ülarlt rg..flirn eiEerauma wurde und sie von dieser Gebrauch gemacht hat.
De Vertängerurlsoüion hätte a enfalls den Inhalt gehabt, die Wohnung zu denye.etrüartea Bedngungen zu überlassen. Vereinbart war ein Sonderpreis von 12,00
€ pro Naclt uM person bei rechLeitiger Zahlung des Lfietpreises. Eine sotcne
punküiche Zahlung ist nicht erfolgt, so dass die Bedingung für den eingeräumten
Sönderpreis weglällt und stattdessen e,n preis von 3O,OO € pro Tag und person zu
berechnen ist.

Dies entspricht einem Bekag in Höhe von 5 Tagen x 12 personen x 40,00 €. Dieser
Preis ergibt sich aus der Auftragsbestäfigun g uom 24.02.2014. Djes entspricht einem
Bruttobetrag unter Hlnzusetzung der 7%igen Mehrwertsteuer in Höhe von 2568 €.

Soweit die Beklagte gegenüber dem Anspruch der Ktägerin Erfü ung einwendet. rst
ihr Vortrag bereits unsubstantiieri. Sie trägt weder vor, wann sie den Betrag gezahlt
haben will noch auf welchem Wege. Zudem hat sie für die von der Kläoerin
bestrittene Zahlung keinen Beweis angeboten.
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rrcrt vorgetragen hal, auf welche Weise sie die Wohnung zurückgegeben hat. Ein
Auszug aller Mieter wäre hierfür nicht ausreichend, da insoweit eine
Schlüsselrückgabe zu erfolgen hat. lm übrigen hat sie für die rechtzeitige Rückgabe
keinen Beweis angeboten. Der von ihr angebolene Beweis Zeugnis N.N. ist
unbeachtlich.

Soweit sie nunmehr die Auffassung vertrit, die Klägerin sei für einen Einzug oer
Mitarbeiter der Bekragten am 24.09.2a14 beweisberastet, verkennt dieser vortrag
den klägerischen Voirag. Die Klägerin hat nicht behauptet, zu diesem ZettpunK
seien neue Mitarbeiter eingezogen. Sie hat vielmehr behauptet, dje Wohnung sei von
den sieben Mitarbeitern nicht zum Mietende geräumt worden.

Hinsiahtlich der Miethöhe ist auf die obigen Ausiührungen zu verweisen. Mangels
rechtzeiliger Zahlung ist hjer der zwischen den parteien vereinbarte Mietprets, oer
nicht Sonderpreis ist, zu Grunde zu legen. Dies entspricht einem Betrag in Höhe von
30,00 € pro Tag und person. Infolge dessen rechnet sich der klägerische Anspruch
auf 17 Tage x7 personen x 30 Mann entsprechend 2.520,00 € netto zuzüglich der
Mehrwertsteuer in Höhe von 7 06 entsprechend einen Betrag in Höhe von 2696,40 €.

Der Zinsanspruch rechtfertigt sich aus SS 286 Abs. 1 , 2BB Abs. 2 BGB. Gemäß S 556
b BGB ist die [/iete zu Beginn des ]\iretverhältnisses zu entrichten. Einer besonderen
lvlahnung bedarf es nicht, weil der LeistungszeitpunK sich aus dem cesetz ergtbt
(vergleiche Blank in Schmidt-Futterer, a.a. O., S S43 BcB, Rn. 92).

Der Anspruch auf Erstattung der Kostenpauschale rechtfertigt sich aus g 2g8 Abs. 5
BGB.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 91
v0rläuf ige Vollstreckbarkeit rechtferügt sjch

Abs. I ZPO: die Entscherdung über die
aus S 709 ZPO.

S . 8 , / 1 5

Büchler
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Abschrift

Landgericht Krefeld

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

In dem Rechtsstreit

Verkündet am: 12.10.20i6

Martens, Justizbeschäft igte
Als Urkundsbeamter der
Geschäfisstelle

KIägerin,

Beklagte,

Lichtenberger, M 1 ,

S. 10./15

der Hermes Direld GmbH j.L., vertreten durch den Liquidator Jilrgen Wolf,
Flughafenstr. 61, 53842 Troisdorf.

Rechtsanwäfte Beiten Burkhardt,
Cecilienallee 7, 4047 4 Düsseidorf,

Prozessbevollmächt jgte I Rechtsanwälte Widder +
10,68161 Mannheim,

hat die 1. Kammer für Handetssachen des Landgeichts Krefeld
im schrjftlichen Verfahren gemäß S 128 Abs.2ZpO
durch die Vorsitzende Richterin am Landgericht Büchter
am 12.10.2016
gemäß S 349 Abs. 3 ZPO

g e g e n

vertreten durch



12.ß.mtb-10ta2 oejsl 04? 278

tle B€lögfe wird verudeilt,
Hthe von 9 ProzenlpunKen
07 .1O-m1 4 aJ zahlen.

landgcricht X.reteld

an die Klägerin 5.264,4D € nebst Zinsen in
über dem jeweiljgen Basivinssatz seit dem

S. 11,/1s

b E  t J h

Dje Bekiagte wird weiterhin verurteilt, an
Mahnkosten in Höhe von 40,00 € zu zahlen.

die l(ägerin vorgerichfllche

Die Kosten des Rechtsstreits trägt dje Beklagte.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des zu
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.

Streitwert: 5.264,40 €

Die Klägerin vermietet Monteuruliohnungen an Unternehmen, die Bedarf an'üorübeigehender 
überlassung möbliener Wohnungen an ihre Arbeitnehmer haben-

Die Beklagte hat im Zeitraum von Aprjt bis September 2014 bei der Klagerin
verschiedene Wohnungen in Krefeld für ihre Mitarbeiter angemietet. Zunächst
mietete sie Unterkünfte in der Gerberstraße in Krefeld für 7 personen vom 07.07. bis
18.08.2014 zu einem Vorzugspreis von 12,00 € pro Mann und Nacht bei ptinKlicher
Zahlung. Das Mietverhältnis wurde zwischen den parleien abgewickelt.

Mit vertrag vom 24.07.2014 mietete die Bekragte unterkünfte für weitere 12
Personen vom 28.07. bis 31.09.2014 in verschiedenen Unterkünfren in Krefeld.
Vereinbart war statt des Normalpreises von 40,00 € bei pünKlicher Zahlung etn
Betrag von 12,00 € pto Nacht und person. Auch dieses Mietverhältnis wurde
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-g€ryiJef. Die lcägerin nutzte die Ljnterkunfr für die 12 personen bis zum Abend
&s(X.@..

Die Klägerin b€hauptet, ihre AGB seien in den Vertrag einbezogen worden, da sie
auf diese in den Bestätigungsschreiben hingewiesen habe. In der vor dem Beginn
der Liquidation geltenden Version sei geregelt, dass der Auszug bis 11:OO Uhr zu
e{olgen habe und für jeden weiteren Tag ein Summe von 40,00 € pro lag und
Person zuztiglich 7 % Mehrwertsteuer berechnet werde.

Die Klägerin behauptet, die Bektagte habe die Wohnung für die Unterbringung der 7
Personen über den 18.0g.2016 hinaus bis zum Abend des 04.09.2014 genutä. Eine
Zahlung - so unstreifig - sei nicht erfolgt.

Mit ihrer Krage begehrt sie den Ausgreich ihrer Rechnung vom 26.09.2014, die srcn
über die Nutzung von sieben personen ab dem 24.08.2014 bis zum 05.09.2014 lür
30 € pro Mann und Nacht und für zwölf personen ab dem 3i.08.2014 bis 5.09.2014
zu je 40 € pro l\4ann und Nacht, gesamt brutto 5264,40 € verhält.

Sie beanlragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 5.264,40 € nebst Zinsen jn Höhe von g
ProzentpunKen über dem jeweitigen Basiszinssatz seit dem 07.10.2014
zu zahlen;

die Beklagte zu verurteilen, an sie vorgerichfliche lvahnkosten in Höhe von
40,00 € zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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* fEd1 €B ss eip VerEngerurEso ion zu gleichen Konditionen veretnbart
rqlln. rut der Ce fü die Wohnung für 12 personen bis zum Abeno qes
O{ @2014 Geb'aucfi gemacht habe. Trotz Aufforderung zu erner
Redrxrld(orreld,r sd eine korigierte Rechnung _ unstreitig _ nicht erslellt worden,
so dass lTer Ansidil nach ein Mieeinsanspruch der Klägerin nicht fällig sei.

Wegen des übrigen Sach- und Streitstandes wird auf die Schrifrsätze der paneren
nebst Anlagen vErwiesen.

Die zulässige Klage der Klägerin hat in sachlicher Hinsicht in vollem Umfange Erfolg.
lhr steht der gettend gemachte Anspruch aus S S35 Abs. 2 bzw. aus g 546 a BGB zu.

t .

Für die Unterbringung der 12 personen in der Zeit vom
des 04.09.2014 schutdet die Beklagte einen l\Iietzins in
Nacht und Person.

Unstreitig zwischen den Parieien ist, dass die Beklagte die Wohnung erst am Abend
des 04.09.2014 herausgegeben hat. Insofern schuldet sie für dlese Tage Miezns,
wobei der 04.09.2014 mitzurechnen ist, da die Rückgabe erst am Abend und somtt
nicht - den üblichen cepflogenheiten bei täglicher Abrechnung entsprechend _ am
Vormittag zur|ckgegeben wurde. Die Bestimmung der Lejstungszeit ist _ da mangets
Elnbeziehung der AGB der Klägerin mangels Aushändigung im intematjonaten
Verkehr - keine Partelvereinbarung vorliegt, gemäß S 271 Abs. 1 BGB vozunenmen.
Oiese führt nach den Umständen wegen der erkennbaren Notwendigkeit, die
Räumlichkeiten für einen Nachfolger vorzubereiten, zur Ritckgabepflicht im Vertauf
des Vormittags, da eine tägliche Vermietung möglich jst ( vgl. Streyl in Schmidt _
Futterer, Mietrecht, 12. Aufl, S 546 BGB, Rnr. 43 ).

S. 13./15

31.0A.2014 bis zum Abend
Höhe von 40,00 € netto pro
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Cb llöhe d€s Ereir$arten prebes ergibt sich aus den zwischen den paneten
$üofieneo Verehbarungen. Dabei kann dahingesteltt bleiben, ob der Beklagten ejne
verr$g€rungsoptioo q'rEeräumt wurde und sie von dieser cebrauch gemacht hat.
CI€ VertärEerur€soption hätte allenfalls den Inhalt gehabt, die Wohnung zu den
vereinbarlen Eedingungen zu überlassen. Vereinbart war ein Sonderpreis von .12,00
€ pro Nacht und person bei rechtzeitiger Zahlung des Mietpreises. Eine sotche
pünKliche Zahtung ist nicht erfolgt, so dass die Bedingung für den eingeräumten
Sohderpreis wegftillt und stattdessen ejn preis von 30,00 € pro Tag und pefson zu
berechnen ist.

Dies entspricht einem Betrag in Höhe von 5 Tagen x 12 personen x 40,00 €. Dieser
Preis ergibt sich aus der Auftragsbestätigun g vom 24.07.2014. Dies entspricht ejnem
Bruttobetrag unter Hinzusetzung der 7%igen l\,4ehrwertsteuer in Höhe von 2568 €.

Soweit die Beklagte gegenüber dem Anspruch der Klägerin Erfüllung einwendet, istjhr Vodrag bereits unsubstantiiert. Sie trägt weder vor, wann sie den Betrag gezahlt
haben will noch auf welchem Wege. Zudem hat sie für die von der Kläqerin
bestritlene Zahlung keinen Beweis angeboten.

Darüber hinaus kann die Klägerjn mit Erfotg gemäß S S35 Abs.2 bzw. S 546 a BOB
von der Beklagten den geltend gemachten Befrag für die von 7 personen genutzte
Wohnung in Kefeld verlangen.

Soweit die Beklagte gegenüber diesem Anspruch geltend macht, sie habe oje
Wohnung in Kefeld Uber den 18.07.2014 hinaus nicht mehr genutzt, bleibr sre
insoweit beweisfällig. Für die rechtzeitige Räumung der gemieteten Wohnung ist der
l\rieter belveisbelastet (vgt. nur Streyl a.a.O., S 546 a, Rdnr. 106 m.w.N.r. thr
Vorbringen hinsichflich der Rückgabe ist zum einen bereits unsubstantiiert, da sie

S. 1{,/15
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d E!:l{:rr ttel. a' rbhe Weöe sie die Wohnung zudckgegeben hat. Ein
AEO af f.3e, r*e tierfär nicht ausreichend, da insowett eine
Sarfi:f-ucfgaöe zr erHg€n hat. lm übrigen hat sie für die rechtzeitige Ruckgabe
l! !t B*ß arEebden. Der von ihr angebotene Beweis Zeugnis N.N. ist('tEl|tlcfi.

Sos€l si€ nunmehr die Auffassung vertritt, dle Klägerin sei für einen Ejnzug der
i/itarb€iter der Bekragten am 24.08.2014 beweisberastet, verkennt dieser vortrag
dän kEgerisc*ren Vortrag. Die Klägedn hat nicht behauptet, zu diesem ZertpunK
seien neue Mitarbeiter eingezogen, Sie hat vjelmehr behauptet, die Wohnung seivon
den sieben Mitarbeitern Bicht zum l\4ietende geräumt worden.
Hinsich ich der Miethöhe ist auf die obigen Ausführungen zu verweisen. lvtangeJs
rechtzeitiger Zahlung ist hier der zwjschen den parteien vereinbarte Mietpreis, der
nicht Sonderprels ist, zu Grunde zu Ie
30,00 € pro ras und person. ,rr",r" :::."t;:"T:t"i:tJ:::ffi:H;:::5::;
auf 17 Tage x 7 personen x 30 Mann
r\4ehrwertsreuer in Höh" von 7 % "nbpäT::"rT:X i:äT;.::ffffjäi"

Der Zinsanspruch rechlfertjgt sich aus SS 286 Abs. 1 , 2BB Abs. 2 BGB. Gemäß S 556
b BcB ist die l4iete zu Beginn des lvtietverhältnisses zu entrichten. Einer besonderen
Mahnung bedarf es nicht, weil der Leistungszejtpunld sich aus dem cesetz ergibt
(vergleiche Blank in Schmidt-Futterer, a.a. O., S S43 BGB, Rn. 92).

Der Anspruch auf Erstattung der Kostenpauschale rechtfertigt sich aus S 2BB Abs. s
BGB.

Die Kostenentscheidung beruht auf S 91 Abs. 1 ZpO; die Entscheidung über die
vorläufige Vollstreckbarkeit rechtfertigt sich aus S 709 ZpO.

Büchler


